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Beschlussvorschlag: 
 
Der Mitgliederversammlung des DRK-Ortsvereins Herbertingen wird vorgeschlagen, die 
bisherige Satzung des DRK-Ortsvereins Herbertingen in  der Fassung vom 03.03.2017 wie 
folgt zu ändern: 
 
 
 
1. Das Inhaltsverzeichnis erhält folgende Fassung: 
 

Inhaltsverzeichnis 
Präambel 
    
1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmungen 
 §   1 Name, Rechtsform, Mitgliedschaft  
 §   2 Selbstverständnis  
 §   3 Aufgaben  
 §   4 Ehrenamtliche und hauptamtliche Arbeit  
 
2. Abschnitt: Verbandliche Ordnung 
 §   5 Zusammenarbeit im Deutschen Roten Kreuz  
 §   6 Zuständigkeit des Ortsvereins  
 §   7 Zuständigkeit des Bundesverbandes  
 
3. Abschnitt: Mitgliedschaft 
 §   8 Mitglieder  
 §   9 Ehrenmitglieder  
 § 10 Erwerb der Mitgliedschaft  
 § 11 Allgemeine Rechte und Pflichten der Mitglieder  
 § 12 Ende der Mitgliedschaft  
  
4. Abschnitt: Organisation 
 § 13 Organe des Ortsvereins  
 § 14 Stellung und Zusammensetzung 
  der Mitgliederversammlung  
 § 15 Aufgaben der Mitgliederversammlung  
 § 16 Durchführung der Mitgliederversammlung 
 

§ 16a    virtuelle Durchführung von Mitgliederversammlung und  
 Sitzungen sowie sonstige Teilnahme /   
 Beschlussfassungen. 



2 
 

 § 17 Ortsvereinsvorstand  
 § 18 Vorstand im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches  
 § 19 Aufgaben des Ortsvereinsvorstandes  
 § 20 Aufgaben des Vorsitzenden  
 § 21 Fach- und Sonderausschüsse  
 
5. Abschnitt: Rotkreuzgemeinschaften 
 § 22 Rotkreuzgemeinschaften  
 § 23 Bereitschaften  
 § 24 Sozialarbeit  
 § 25 Jugendrotkreuz (JRK)  
 § 26 Bergwacht  
 § 27 Arbeitskreise  
 
6. Abschnitt: Verwaltung, Wirtschaftsführung, Gemeinnützigkeit 
 § 28 Ortsvereinsgeschäftsstelle  
 § 29 Wirtschaftsführung  
 § 30 Vermögenskontrolle und Inventur  
 § 31 Gemeinnützigkeit  
 
7. Abschnitt: Ordnungs- und Eilmaßnahmen, Rechtsstreitigkeiten 
 § 32 Ordnungsmaßnahmen  
 § 33 Eilmaßnahmen bei Gefahr im Verzuge  
 § 34 Schiedsgericht  
 
8. Abschnitt: Schlussbestimmungen 
 § 35 Gebietsänderungen  
 § 36 Auflösung  
 § 37 Teilunwirksamkeit  
 § 38 Inkrafttreten 
 
 
2. Die Vorbemerkung nach der Präambel erhält folgende Fassung: 
 
Vorbemerkung  
Vom Präsidium und Präsidialrat des Deutschen Roten Kreuzes e. V. sowie vom Präsidium 
und Landesausschuss des DRK-Landesverbandes Baden-Württemberg e. V. für verbindlich 
erklärte Vorschriften sind grau unterlegt. 
 
Die in dieser Satzung enthaltenen personen- und funktionsbezogenen Begriffe sind 
geschlechtsneutral zu verstehen und schließen somit alle Geschlechter jeweils mit ein. 
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3. § 1 Name, Rechtsform, Mitgliedschaft in §1 (2) lautet bisher:  
 

„Sein Kennzeichen ist das völkerrechtlich anerkannte rote Kreuz auf weißem  
Grund.“ 

 
Er wird um einen Satz 2 und Satz 3 wie folgt ergänzt:  

 
„Seine Anwendung erfolgt entsprechend den Ausführungsbestimmungen des 
Internationalen Roten Kreuzes zur Verwendung des Wahrzeichens des Roten 
Kreuzes. Das Recht zur Führung wird durch den Bundesverband vermittelt.“ 

 
§ 1 (4) wird angepasst und lautet nunmehr: 
 

„Der Ortsverein verwirklicht eigenverantwortlich einheitliche Regelungen nach § 16 
Abs. 3 in Verbindung mit §§ 5 Abs. 1 und 13 Abs. 3 der Bundessatzung, nach § 16 
Abs. 2 Ziff. 1 in Verbindung mit § 20 Abs. 2 Unterabs. 3 sowie 23 der Satzung des 
Landesverbandes sowie § 24 Abs. 9 der Satzung des Kreisverbandes.“ 

 
 
4. Weitere Änderungen in den §§ 2,3, 5 und 7 
 
 In § 2 Selbstverständnis wird in § 2 (2) in Satz 1 „e.V.“ gestrichen, da der 
 Landesverband grundsätzlich davon ausgeht, dass die Ortsvereine keine 
 eingetragenen Vereine sind. 
 
 In § 2 (2) wird als Satz 4 neu aufgenommen: 
 

„Das Deutsche Rote Kreuz e. V. (nachfolgend Bundesverband genannt) nimmt als 
freiwillige Hilfsgesellschaft für die deutschen Behörden im humanitären Bereich die 
Aufgaben wahr, die sich aus den Genfer Abkommen von 1949, ihren 
Zusatzprotokollen und dem DRK-Gesetz ergeben. Zu diesen Aufgaben gehören 
insbesondere: 

  
• die Verbreitung von Kenntnissen über das humanitäre Völkerrecht sowie die 

Grundsätze und Ideale der Internationalen Rotkreuz- und Rothalbmond-
Bewegung, 

• die Mitwirkung im Sanitätsdienst der Bundeswehr einschließlich des Einsatzes 
von Lazarettschiffen, 

• die Wahrnehmung der Aufgaben eines amtlichen Auskunftsbüros, 
• die Vermittlung von Familienschriftwechseln.“ 

 
 Der neue § 3 Aufgaben § 3 (1) – vormals § 2 (5) – lautet nunmehr wie folgt: 
 

„Der Ortsverein ist ein anerkannter Verband der Freien Wohlfahrtspflege. Sein Zweck 
ist die Wahrnehmung der Interessen derjenigen, die der Hilfe und Unterstützung 
bedürfen, um soziale Benachteiligung, Not und menschenunwürdige Situationen zu 
beseitigen sowie das Hinwirken auf die Verbesserung der individuellen, familiären 
und sozialen Lebensbedingungen.“ 

 
Satz 1 ist verbindlich, soweit der OV ein anerkannter Verband der Freien 
Wohlfahrtspflege ist. 
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 Der vorherige § 3 (1) wird zu § 3 (2) und durch weitere verbindliche Aufgaben 
 ergänzt. 
 

„Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch folgende  
Aufgaben:  
 
• Hilfe für die Opfer von bewaffneten Konflikten, Naturkatastrophen und  

anderen Notsituationen, 
• Verhütung und Linderung menschlicher Leiden, die sich aus Krankheit, 

Verletzung, Behinderung oder Benachteiligung ergeben, 
• Förderung der Gesundheit, der Wohlfahrt und der Bildung,  
• Förderung der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen, 
• Förderung der Entwicklung nationaler Rotkreuz- und Rothalbmond-

Gesellschaften im Rahmen der Satzungen und Statuten der Rotkreuz und 
Rothalbmondbewegung, 

• Förderung der Tätigkeit und Zusammenarbeit seiner Gliederungen 
• Durchführung der Blutspendetermine und Betreuung der Blutspender, 
• Suchdienst und Familienzusammenführung, 
• Förderung der Rettung aus Lebensgefahr (u. a. Bergrettung, Wasserrettung) 

einschließlich der dazugehörenden Aktivitäten, wie Rettungsschwimmen sowie 
die Durchführung rettungssportlicher Übungen und Wettbewerbe, 

• Pflege der Zusammenarbeit und Gemeinschaft seiner Mitglieder. 
 
Die Erfüllung dieser Aufgaben durch den Ortsverein erfolgt aufgrund seines 
Selbstverständnisses (§ 2) und seiner Möglichkeiten (§ 29).“ 

 
 Erweiterungen/Konkretisierungen der Aufgaben sind möglich, soweit diese nicht 
 dem Sinn der Satzungsregelung widersprechen. Insoweit besteht insbesondere für 
 § 3 (2) die Möglichkeit eine Formulierung zu wählen, die vom Finanzamt nicht 
 beanstandet wird. Streichungen einzelner Aufgaben sind möglich, soweit diese nicht 
 durch den Ortsverein wahrgenommen werden. 
 
 Die nachfolgenden Absätze verschieben sich jeweils um eine Ziffer nach hinten.  
 
 In § 5 Zusammenarbeit im Deutschen Roten Kreuz wird in § 5 (5) folgende 
 Bestimmung neu aufgenommen: 
 

„Darüber hinaus hat der Ortsverein gegenüber dem Bundesverband 
(Generalsekretariat) unaufgefordert und unverzüglich alle erforderlichen Meldungen 
in Zusammenhang mit § 7 Abs. 2 Nr. 7 vorzunehmen.“ 

 
Der bisherige § 5 (5) wird zu § 5 (6) und lautet angepasst nunmehr: 

 
„Die Meldungen gemäß Absatz 4 und 5 sind durch das jeweilige Exekutivorgan des 
Mitgliedsverbandes vorzunehmen. Sofern Meldungen im Sinne des Absatzes 4 
Spiegelstriche 4 bis 6 oder Absatz 5 das Verhalten von Mitgliedern von 
Exekutivorganen betreffen, hat die Unterrichtung des Kreisverbands auch durch das 
jeweilige Aufsichtsorgan zu erfolgen.“ 

 
 In § 7 Zuständigkeit des Bundesverbandes wird als § 7 (2) Nr. 7 neu aufgenommen: 
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 „für die Führung, die Ausgestaltung und die Nutzung eines zentralen Registers über 
 ausgeschiedene Mitglieder (natürliche Personen) einer Gliederung oder 
 ausgeschiedene Beschäftigte aufgrund schädigenden Verhaltens, sofern dieses mit 
 der Rotkreuz-Tätigkeit des Betroffenen zusammenhängt oder geeignet sein könnte, 
 das Ansehen des Roten Kreuzes zu beeinträchtigen. Dies erfolgt unter Beachtung 
 der datenschutzrechtlichen und arbeitsrechtlichen Bestimmungen.“ 
 
 
 
5. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
 Die Mitgliederversammlung besteht aus allen Mitgliedern gem. § 8 Abs.1. 
   
 
6. § 16 Abs. 1 (Durchführung der Mitgliederversammlung) lautet künftig: 
 
(1) Die Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt. Der Vorsitzende kann jederzeit 

weitere Mitgliederversammlungen einberufen. Er muss dies tun, wenn 25% aller 
Mitglieder oder ein Drittel der stimmberechtigten aktiven Mitglieder oder die Hälfte 
der Mitglieder des Ortsvereinsvorstands die Einberufung unter Angabe von Gründen 
schriftlich beantragen. 

 
 
7. Es wird unter § 16 a folgende Neuregelung aufgenommen: 
 
 § 16 a virtuelle Durchführung von Mitgliederversammlung und Sitzungen 
 sowie sonstige Teilnahme / Beschlussfassungen. 

 
 (1)  

a) Mitgliederversammlung und Sitzungen der Organe gem. § 13 Abs. 1 oder sonstiger 
Gremien (z.B. Fachausschüsse, Sitzungen der Rotkreuzgemeinschaften) können 
auch im Wege der elektronischen Kommunikation (z.B. Videokonferenzen und / oder 
Telefonkonferenzen) durchgeführt werden. Die Entscheidung bei der 
Mitgliederversammlung trifft der Vorstand. Im Übrigen entscheiden die Vorsitzenden 
der Organe oder Gremien. 

b) Des Weiteren können bei der Mitgliederversammlung mit Zustimmung des Vorstands 
sowie bei den Sitzungen der anderen Organe oder Gremien mit Zustimmung der 
Vorsitzenden der Organe bzw. Gremien auch Mitglieder dieser Organe oder der 
sonstigen Gremien ohne Anwesenheit am Versammlungs- oder Sitzungsort 
teilnehmen und ihre Mitgliedsrechte im Wege der elektronischen Kommunikation 
ausüben (Hybridveranstaltung) oder ihre Stimme vor Durchführung der 
Mitgliederversammlung oder der Sitzung schriftlich abgeben.  

 
(2)  
Im Übrigen gelten die gleichen Anforderungen an die Einladung, an die 
Teilnehmerzahl und für die Beschlussfähigkeit und die gleichen Zustimmungsquoren 
zur Fassung von Beschlüssen wie bei Präsenzveranstaltungen oder -sitzungen nach 
den Bestimmungen der Satzung.  
 

 
(3) 
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In dringenden Fällen können die Organe und Gremien auch ohne 
Mitgliederversammlung oder ohne Sitzungen im schriftlichen Umlaufverfahren 
beschließen. Die Entscheidung bei der Mitgliederversammlung trifft der Vorstand. Im 
Übrigen entscheiden die Vorsitzenden der Organe oder der Gremien. 
 
Voraussetzung hierfür ist, dass bis zu dem vom Vorstand bzw. den Vorsitzenden der 
Organe oder Gremien gesetzten Termin mindestens die Hälfte der Mitglieder ihre 
Stimme in Textform abgegeben haben und der Beschluss mit der erforderlichen, in 
der Satzung vorgesehenen Mehrheit, gefasst wurde. 

 
 
8. In § 19 Aufgaben des Ortsvereinsvorstandes wird § 19 (5) gestrichen, da die 
 Regelungen bereits in § 1 (4) beinhaltet sind. 
 

Der § 19 (5) und § 19 (6) lauten dann wie folgt: 
 

5) „Satzung und Satzungsänderungen des Ortsvereins bedürfen vor Stellung des 
Antrages auf Eintragung ins Vereinsregister der Genehmigung des Präsidiums 
des Kreisverbandes gemäß § 13 Abs. 1 der Satzung des Kreisverbandes.  

 
6) Vorlage des geprüften und festgestellten Jahresabschlusses an den 

Kreisverband.“  
 
 
 
9. § 31 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 
 

(5) Die Mitglieder des Deutschen Roten Kreuzes Ortsverein Herbertingen dürfen in 
ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhalten, 
mit Ausnahme von solchen Mitteln, deren Weitergabe nach den Regelungen der 
Abgabenordnung zur Gemeinnützigkeit steuerunschädlich sind. 

 
 
10.  Die Schiedsordnung für das Deutsche Rote Kreuz nach der Beschlussfassung auf 

der 68. Bundesversammlung am 30.11.2018, eingetragen ins Vereinsregister am 
01.07.2019, ist nach § 38 Abs. 4 Satz 3 Bestandteil dieser Satzung und ist ihr als 
Anlage beigefügt. 

 
 
 
 
Begründung des Landesverbands für die geplanten Änderungen  
 
Der DRK-Landesverband Baden-Württemberg hat die Mustersatzungen für DRK-
Kreisverbände und für DRK-Ortsvereine durch Beschlussfassungen im Landesausschuss 
am 10.12.2022 und am 09.12.2023 geändert. 
 
Dementsprechend sind die bisherigen Satzungen der DRK-Ortsvereine an die neue 
Mustersatzung für DRK-Ortsvereine und die Mustersatzung für DRK-Kreisverbände 
anzupassen.  
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Es handelt sich bei den meisten Änderungen um verbindliche Vorgaben des DRK-
Bundesverbandes. 
 
Die Einführung eines Registers für vereinsschädigendes Verhalten (vgl. § 7) wird vom 
Generalsekretariat wie folgt begründet: 
 
Auf dieser Basis können im Deutschen Roten Kreuz Informationsstrukturen geschaffen 
werden mit dem Ziel, dass aufgrund schädigenden Verhaltens ausgeschiedene Mitglieder 
und Beschäftigte nicht durch einen Wechsel der DRK-Gliederung die aktive Mitgliedschaft 
oder ihr Beschäftigungsverhältnis erhalten können. So soll vermieden werden, dass z.B. 
unbemerkt ein Wechsel von einem DRK-Kreisverband in einen anderen vollzogen wird und 
dort das widrige Verhalten fortgesetzt wird. Hierzu wird ein Register geschaffen, welches 
zentral beim DRK-Generalsekretariat geführt wird. Die konkrete Ausgestaltung wird unter 
Beachtung der datenschutzrechtlichen und arbeitsrechtlichen Bestimmungen unter 
Beteiligung des Rechtsausschusses erfolgen. 
 
Da das Covid-19-Pandemiegesetz außer Kraft getreten ist, sind Versammlungen und 
Sitzungen nach den derzeitigen Satzungen nur noch in Präsenz möglich, es sei denn, in der 
Satzung ist eine entsprechende Ermächtigung enthalten. Daher wird in dem neu 
eingefügten § 16 a die Möglichkeit eröffnet, auch künftig die virtuelle Durchführung von 
Versammlungen und Sitzungen im Wege der elektronischen Kommunikation zu 
ermöglichen. 
 
Da die Abgabenordnung geändert worden ist und § 58 Nr. 2 AO weggefallen ist, wird auf die 
Empfehlung des DRK-Generalsekretariats die Gemeinnützigkeitsregelung des § 35 Abs. 5 
entsprechend angepasst. 
 
Die Schiedsordnung für das Deutsche Rote Kreuz ist durch die Beschlussfassung auf der 
68. Bundesversammlung am 30.11.2018, eingetragen ins Vereinsregister am 01.07.2019, 
geändert worden. Da die Schiedsordnung für das Deutsche Rote Kreuz in jeweils gültigen 
Fassung nach § 38 Abs. 4 Satz 3 Bestandteil der Satzung des DRK-Kreisverbands 
Sigmaringen e.V. ist, ist die Neufassung der Schiedsordnung als neue geänderte Anlage 
der Satzung anzufügen. 
 


